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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Oktober 1958 

7 — 81100 — 3596/58 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die gegenseitige 
Auswirkung des Rechts der gesetzlichen 
Rentenversicherung und der Krankenver- 
sicherung der Rentner im Saarland und im 
übrigen Bundesgebiet einschließlich des 
Landes Berlin (Auswirkungsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 197. Sitzung am 24. Oktober 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die gegenseitige Auswirkung des Rechts der gesetzlichen 
Rentenversicherung und der Krankenversicherung der Rentner 
im Saarland und im übrigen Bundesgebiet einschließlich des 

Landes Berlin 
(Auswirkungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

(1) Hat ein Versicherter der gesetzlichen Renten- 
versicherungen Beiträge an einen Versicherungs- 
träger im Saarland und im übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes oder in einem dieser Gebiete ent- 
richtet, so verbleibt es für die Zuständigkeit des 
Versicherungsträgers zur Feststellung und Gewäh- 
rung der Leistungen aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen bei den Vorschriften, die im Zeit- 
punkt der Antragstellung in diesen Gebieten gelten. 

(2) Verlegt bis zum Ende der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 
(Bundesgesetzbl. II S. 1587) eine Person, die wegen 
eines nach dem 31. Dezember 1956 eingetretenen 
Versicherungsfalles einen Antrag auf Leistungen 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen gestellt 
hat, zwischen der Antragstellung und dem Bescheid 
über die Feststellung oder die Gewährung der Lei- 
stungen ihren Wohnsitz oder in Ermangelung des- 
sen ihren Aufenthaltsort vom Saarland in den 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes oder um- 
gekehrt, so wird der Versicherungsträger des Zu- 
zugsgebietes für die Feststellung und Gewährung 
der Leistungen zuständig. 

(3) Für die Feststellung und Gewährung eines 
Altersruhegeldes nach Artikel 2 § 15 des Gesetzes 
Nr. 591 zur Einführung des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 779), nach 
Artikel 2 § 17 des Gesetzes Nr. 590 zur Einführung 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes im Saarland vom 13, Juli 1957 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 789) und nach Artikel 4 § 9 des Ge- 
setzes Nr. 635 zur Einführung des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes und des Knappschaftsversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 18. Juni 
1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1099) bleibt der 
Versicherungsträger des Saarlandes zuständig. Das 
gleiche gilt für die Feststellung und Gewährung 
von Leistungen aus der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung des Saarlandes. 


§ 2 

(1) Für die Feststellung und Gewährung der Lei- 
stungen aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
ist das Recht, das für den nach § 1 zuständigen 
Versicherungsträger maßgebend ist, anzuwenden, 
soweit in den folgenden Vorschriften nichts anderes 
bestimmt ist. 

(2) Ist nach § 1 ein Versicherungsträger im Saar- 
land zuständig, so ist für die Berechnung nach Ar- 
tikel 2 § 42 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes vom 23. Februar 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 45), Artikel 2 § 41 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 23. Fe- 
bruar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 88) und nach Ar- 
tikel 2 § 11 des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes vom 21. Mai 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 533) das vor dem 1. Januar 1957 im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ohne Saarland gel- 
tende Recht anzuwenden, wenn der Versicherte am 
1. Januar 1957 seinen Wohnsitz (Aufenthaltsort) 
nicht im Saarland hatte. Der Versicherungsträger 
des Saarlandes kann für diese Berechnung den für 
den letzten Wohnsitz (Aufenthaltsort) im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes ohne Saarland zuständigen 
Versicherungsträger der gesetzlichen Renten- 
versicherung um Amtshilfe ersuchen. 

(3) Ist nach § 1 ein Versicherungsträger im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ohne Saarland zu- 
ständig, so sind, soweit vom 20. November 1947 an 
Versicherungszeiten im Saarlande zurückgelegt 
sind, für die Ermittlung der für den Versicherten 
maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage das Ge- 
setz Nr. 591 zur Einführung des Arbeiterrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 779), das 
Gesetz Nr, 590 zur Einführung des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 789) und 
das Gesetz Nr. 635 zur Einführung des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes und des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1099) 
anzuwenden. 

(4) Soweit im übrigen die Berechnung der Lei- 
stung es erfordert, ist für die Umrechnung von 
Franken in Deutsche Mark oder von Deutschen Mark 
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in Franken § 5 Abs. 1 Satz 1 der Dritten Verord- 
nung über die Erhöhung der Unterhaltsansprüche 
und sonstigen Beträge in gerichtlichen Angelegen- 
heiten vom 7. März 1951 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 441) in der zur Zeit des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes geltenden Fassung entsprechend anzuwen- 
den. 


Versicherungszeiten, die im Saarland und im 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes zurück- 
gelegt worden sind, stehen einander gleich. 


§ 4 

(1) Verlegt während der Übergangszeit nach Ar- 
tikel 3 des Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 
(Bundesgesetzbl. II S. 1587) ein Rentner der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen seinen Wohnsitz 
(Aufenthaltsort) vom Saarland in den übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes oder umgekehrt, so 
übernimmt der für den neuen Wohnsitz (Aufent- 
haltsort) zuständige Versicherungsträger die Wei- 
tergewährung der Rente vom Ersten des auf den 
Zuzug folgenden Monats. § 1 Abs. 3 bleibt un- 
berührt. 

(2) Der Versicherungsträger im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ohne Saarland hat den in Deutscher 
Mark festgestellten oder umgestellten Rentenbetrag 
auszuzahlen. Soweit die Rente noch nicht umgestellt 
ist, sind für die von ihm vorzunehmende Umstel- 
lung die im Saarland geltenden Vorschriften anzu- 
wenden. 

(3) Der Versicherungsträger im Saarland hat den 
in Deutschen Mark festgestellten oder umgestellten 
Rentenbetrag nach den im Saarland geltenden Vor- 
schriften in Franken zuzüglich der Übergangszulage 
nach dem Gesetz Nr. 605 über die Gewährung einer 
Übergangszulage zu Leistungen aus der Sozialver- 
sicherung, der Kriegsopferversorgung und zu an- 
deren sozialen Leistungen vom 22. November 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes 1958 S. 74) in der jeweils 
geltenden Fassung auszuzahlen. Soweit die Rente 
noch nicht umgestellt ist, sind für die von ihm vor- 
zunehmende Umstellung die im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ohne Saarland geltenden Vorschrift 
ten anzuwenden. 


§ 5 

(1) Verlegt eine Person, die eine Rente aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter oder der An- 
gestellten bezieht oder beantragt hat, ihren Wohn- 
sitz (Aufenthaltsort) vom Saarland in den übrigen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, so ist das Zweite 
Buch der Reichsversicherungsordnung mit folgen- 
der Maßgabe anzuwenden: 

1. Als Antragstellung im Sinne des § 165 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 gilt die Antragstellung 
bei dem Rentenversicherungsträger im 
Saarland. 


2. § 234 Abs. 1 Satz 2 letzter Halbsatz findet 
nur insoweit Anwendung, als es sich um 
eine Krankenkasse im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ohne Saarland handelt. 

3. Für Mitglieder der Eisenbahnbetriebs- 
krankenkasse Saarbrücken wird die Bun- 
desbahnbetriebskrankenkasse zuständig. 

4. Die Mitgliedschaft (§ 306 Abs. 2) beginnt 
mit dem Ersten des auf den Zuzug fol- 
genden Monats. 

5. § 317 Abs. 5 gilt für Rentner entsprechend. 

6. Bleibt für die Feststellung und Gewäh- 
rung der Leistungen aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen ein Rentenversiche- 
rungsträger im Saarland zuständig, so ist 
zur Zahlung der Beiträge nach § 381 
Abs. 2 oder der in § 381 Abs. 4 genann- 
ten Beträge der für den Wohnsitz (Aufent- 
haltsort) des Rentners zuständige Renten- 
versicherungsträger verpflichtet. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen können 
bei der Meldung nach § 317 Abs. 5 die Mitglied- 
schaft bei der Krankenkasse im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ohne Saarland beantragen, der sie 
während der letzten fünf Jahre vor Stellung des 
Rentenantrages mindestens zweiundfünfzig Wochen 
angchört haben. Dies gilt für rentenberechtigte 
Hinterbliebene nur dann, wenn der Versicherte 
diese Voraussetzung erfüllt hat. 

(3) Erfüllt ein in Absatz 1 genannter Rentner die 
Voraussetzungen des § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 nicht, 
so kann er die Versicherung bei der für seinen 
Wohnort zuständigen Allgemeinen Ortskranken- 
kasse oder, wo eine solche nicht besteht, bei der 
Landkrankenkasse fortsetzen; Absatz 1 Nr. 3 gilt 
entsprechend. Er hat diesen Willen der Kranken- 
kasse innerhalb von sechs Monaten nach Zuzug an- 
zuzeigen. Artikel 2 § 8 Abs. 2 und 3 des Gesetzes 
über Krankenversicherung der Rentner vom 12. Juni 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 500) gilt entsprechend. 

(4) Erfüllt ein in Absatz 1 genannter Antragsteller 
der bis zur Antragstellung bei einem Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung im Saarland ver- 
sichert war oder sich am Tage der Antragstellung 
nach § 313 weiterversichern konnte, die Voraus- 
setzungen des § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 nicht, so 
gilt Absatz 3 entsprechend. 

(5) Verlegt eine Person, die eine Rente aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter oder der An 
gestellten bezieht oder beantragt hat, ihren Wohn- 
sitz (Aufenthaltsort) aus dem Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes ohne Saarland in das Saarland, so 
sind die im Saarland geltenden Vorschriften über 
die Krankenversicherung der Rentner vom Ersten 
des auf den Zuzug folgenden Monats anzuwenden. 
Als Antrag im Sinne des § 1 Satz 2 der Verordnung 
über die Durchführung der Krankenversicherung der 
Rentner im Saarland gilt der Rentenantrag bei dem 
Rentenversicherungsträger im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes ohne Saarland. 
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§ 6 

Eine gegenseitige Erstattung der Leistungen 
zwischen den Trägern der gesetzlichen Renten- 
versicherungen im Saarland und im übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes findet nicht statt. 

§ 7 

Abweichende Regelungen in zwischenstaatlichen 
Abkommen bleiben unberührt. 


§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1957 in Kraft. § 5 tritt am Ersten des auf die Ver- 
kündung folgenden Monats in Kraft. Soweit bis 
zur Verkündung dieses Gesetzes anders verfahren 
wurde, behält es dabei sein Bewenden. 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Bis zur Eingliederung des Saarlandes in die Bundes- j 
republik Deutschland am 1. Januar 1957 hatten u. a. 
Personen, die bei einem Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung des Saarlandes versichert 
waren und sich ständig im Bundesgebiet oder im 
Land Berlin aufhielten und von dem Renten- 
versicherungsträger, bei dem das Versicherungs- 
verhältnis bestanden hat, keine Leistungen er- 
hielten, einen Anspruch auf Leistungen aus diesen 
Versicherungszeiten nach den Vorschriften des 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes vom 
7. August 1953 (BGBl. I S. 848). Der saarländische 
Versicherungsträger war nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 FAG 
als deutscher Versicherungsträger außerhalb des 
Bundesgebietes und des Landes Berlin anzusehen. 
Mit dem 1. Januar 1957 können die Vorschriften 
des Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes auf 
solche Personen nicht mehr angewandt werden, 
weil von diesem Zeitpunkt an die Rentenversiche- 
rungsträger des Saarlandes deutsche Versicherungs- 
träger innerhalb des Bundesgebietes sind. 

Versicherten und Rentnern des Saarlandes, die 
ihren Anspruch infolge der Nachkriegsverhältnisse 
gegen einen außersaarländischen Versicherungs- 
träger nicht verwirklichen konnten, wurde auf 
Grund des Gesetzes Nr. 345 über eine besondere 
Fürsorge für Versicherte im Zusammenhang mit 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung außer- 
halb des Saarlandes i. d. F. des Gesetzes Nr. 397 
vom 10. Juli 1953 (Amtsblatt des Saarlandes S. 522) 
bis auf weiteres eine Fürsorge gewährt, solange 
der Berechtigte seinen ausschließlichen Wohnsitz 
im Saarland hatte. Nichtsaarländische Versiche- 
rungszeiten wurden so behandelt, wie wenn sie im 
Saarland zurückgelegt worden wären. Die im Gebiet 
der Bundesrepublik vor dem 31. Dezember 1956 zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten wurden im Rah- 
men der für das Saarland geltenden Bestimmungen 
für Wartezeit, Anwartschaft und Rentenberechnung 
voll angerechnet. Die Vorschriften dieses Gesetzes 
können zwar ihrem Wortlaut nach auf Personen, 
die sich im Saarland aufhalten und Versicherungs- 
zeiten bei einem Rentenversicherungsträger des 
Bundesgebietes außerhalb des Saarlandes oder des 


Landes Berlin zurückgelegt haben, nach wie vor an- 
gewandt werden. Nachdem aber im Zuge der 
Rechtsangleichung auf dem Gebiete der Sozial- 
versicherung die Rentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetze im Saarland durch 

a) Gesetz Nr. 591 zur Einführung des Arbeiter- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im 
Saarland vom 13. Juli 1957 (Amtsbl. des Saar- 
landes S. 779), 

b) Gesetz Nr. 590 zur Einführung des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saar- 
land vom 13. Juli 1957 (Amtsbl. des Saarlandes 
S. 789), 

c) Gesetz Nr. 635 zur Einführung des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes und des Knappschaftsversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
18. Juni 1958 (Amtsbl. des Saarlandes S. 1099) 

gemäß § 6 des Gesetzes über die Eingliederung des 
Saarlandes vom 23. Dezember 1956 (BGBl. I S. 1011) 
rückwirkend vom 1. Januar 1957 an eingeführt 
worden sind, entspricht die Anwendung des saar- 
ländischen Gesetzes Nr. 397 nicht mehr seinem 
Grundgedanken. 

Bei dieser Rechtslage ist es unklar, ob und inwie- 
weit Versicherungszeiten, die in den verschie- 
denen Rechtsgebieten zurückgelegt worden sind, 
von dem für den Wohnort des Versicherten zustän- 
digen Versicherungsträger angerechnet werden 
können, welcher Umrechnungskurs erforderlichen- 
| falls bei der Berechnung der Leistungen zugrunde 
! gelegt werden soll und ob und in welcher Weise 
; beim Zuzug eines Rentners aus dem Saarland in 
j das Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes oder 
in das Land Berlin oder umgekehrt die Rente zu 
! übernehmen oder neu festzustellen ist. Hierbei ist 
auch zu berücksichtigen, daß zwischen Versiche- 
rungsträgern des Saarlandes und des übrigen Bun- 
desgebietes Abmachungen über die Gewährung 
von Renten getroffen worden sind, deren Rechts- 
grundlage zum mindesten zweifelhaft erscheinen 
kann. 

Eine gesetzliche Regelung der Beziehungen zwischen 
| den beiden Rechtsgebieten in der Rentenversiche- 
rung ist daher erforderlich. Hierbei sind zu regeln 
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der Personenkreis, die Zuständigkeit der Versiche- 
rungsträger, das anzuwendende Recht, die Anrech- 
nung der nach Reichsrecht, Bundesrecht oder dem 
Recht des Landes Berlin sowie der nach Saarrecht 
zurückgelegten Versicherungszeiten, die Bewertung 
der Arbeitsentgelte, Einkommen und Beiträge, die 
Behandlung bereits festgestellter Renten, die Er- 
stattung, der Krankenversicherungsschutz der Rent- 
ner sowie die Gültigkeit des Gesetzes für das Land 
Berlin und das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Das Reichsknappschaftsgesetz und das Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz sind 
im Saarland noch nicht eingeführt. Es war deshalb 
noch nicht möglich, die genaue Bezeichnung des 
Einführungsgesetzes in den Text des Entwurfs auf- 
zunehmen. Der Landtag des Saarlandes hat in- 
zwischen jedoch den Entwurf des Einführungs- 
gesetzes in erster und zweiter Lesung behandelt. 
Es ist damit zu rechnen, daß die Verabschiedung 
in Kürze geschieht, so daß dann nach Zustimmung 
durch die Bundesregierung das Einführungsgesetz 
verkündet werden kann. Es erscheint deshalb zu- 
lässig und notwendig, das Gesetz zur Einführung 
des Reichsknappschaftsgesetzes und des Knapp- 
schaftsversicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saar- 
land wie vorgesehen in dem Entwurf dieses Ge- 
setzes zu berücksichtigen. 


B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Absatz 1 hebt den Grundsatz hervor, daß die Zu- 
ständigkeitsvorschriften in den jeweiligen Rechts- 
gebieten zur Zeit der Antragstellung maßgebend 
sind, 

Für Berechtigte, die zwischen der Antragstellung 
und der Rentenfeststellung ihren Wohnsitz vom 
Saarland in den sonstigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder umgekehrt verlegt haben oder 
verlegen, wäre nach dem in allen Rechtsgebieten 
gleichmäßig geltenden Recht zur Feststellung der 
Rente der Versicherungsträger des ursprünglichen 
Wohnsitzes zuständig gewesen. Es erscheint wün- 
schenswert, zu bestimmen, daß während der Über- 
gangszeit in diesen Fällen der Versicherungsträger 
des Zuzugsgebietes für die Feststellung und Ge- 
währung der Leistungen zuständig wird, um Trans- 
ferschwierigkeiten zu vermeiden. 

Die ausdrückliche Zuweisung der Zuständigkeit an 
einen Versicherungsträger des Saarlandes im Falle 
der Feststellung eines Altersruhegeldes nach den 
vor dem 31. Dezember 1956 geltenden gesetzlichen 
Vorschriften des Saarlandes erscheint notwendig, 
da hierdurch verhindert wird, daß ein Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung im sonstigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gesetzliche Vorschrif- 
ten nach dem früheren saarländischen Recht an- 
wendet. 

Zu § 2 

Hier ist dem Grundsatz Ausdruck gegeben, daß der 
feststellende Versicherungsträger das für ihn maß- 


gebliche Recht anzuwenden hat. Dieser Grundsatz 
entspricht einem praktischen Bedürfnis. Dadurch 
wird vermieden, daß Versicherungsträger des Saar- 
landes das im übrigen Bundesgebiet und im Land 
Berlin geltende Recht und Versicherungsträger im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ohne Saarland 
i Saarrecht anzuwenden haben. Wenn auch die Ren- 
; tenversicherungs-Neuregelungsgesetze im Saarland 
eingeführt sind, so geschah dies doch mit Abwei- 
I chungen, die mit Rücksicht auf die gesonderte Ent- 
wicklung des Sozialversicherungsrechts des Saar- 
landes erforderlich waren. 

Absatz 2 enthält für die Vergleichsberechnung eine 
Ausnahme von dem Grundsatz. Es erscheint nicht 
I angezeigt, die vor der Einführung der Rentenver- 
| sicherungs-Neuregelungsgesetze im Vergleich zum 
übrigen Bundesgebiet und zum Land Berlin für den 
l Versicherten vielfach günstigeren saarländischen 
Leistungsvorschriften auch auf Rentenberechtigte 
i anzuwenden, die am 1. Januar 1957 ihren Wohn- 
| sitz oder ihren Aufenthaltsort nicht im Saarland 
' hatten. Daher mußte bestimmt werden, daß aus- 
J nahmsweise der Versicherungsträger des Saar- 
I landes für diesen Personenkreis auch das vor dem 
1. Januar 1957 im Bundesgebiet außerhalb des Saar- 
landes und im Land Berlin geltende Recht dieser 
Vergleichsberechnung zugrunde zu legen hat. Um 
zu vermeiden, daß der saarländische Versicherungs- 
träger insoweit dieses ihm in der Praxis un- 
bekannte Recht anzuwenden hat, ist vorgesehen, 
daß er sich für die Vergleichsberechnung der Amts- 
hilfe der Versicherungsträger im Bundesgebiet 
außerhalb des Saarlandes oder im Land Berlin be- 
dienen kann. 

Die Einführungsgesetze gelten nur im Saarland. Die 
Regelung in Absatz 3 ist daher erforderlich, damit 
auch die Versicherungsträger im sonstigen Gel- 
i tungsbereich dieses Gesetzes ohne das Saarland 
die Ermittlung der persönlichen Rentenbemessungs- 
grundlage bei Entrichtung von saarländischen Bei- 
trägen in Franken vornehmen können. 

Die für die Umrechnung von französischen Franken 
in Deutsche Mark oder von Deutscher Mark in 
| französische Franken erforderliche Regelung des 
i Absatzes 4 entspricht den Vorschriften in den Ge- 
■ setzen zur Einführung der Rentenversicherungs- 
| Neuregelungsgesetze im Saarland. 

I Die Vorschrift ist als allgemeine Regelung dem § 2 
| zugeteilt worden. Sie ist erforderlich unter anderem 
i bei Beitragserstattungen und bei der Umstellung 
von Bestandsrenten im Falle des § 4. 

Zu § 3 

| Diese Vorschrift gewährleistet die Gleichbehand- 
lung der in dem Geltungsbereich dieses Gesetzes 
| zurückgelegten Versicherungszeiten. 

Zu § 4 

Das Saarland gehört bis zum Ende der im Saarver- 
trag festgelegten Übergangszeit zum Bereich der 
Frankenwährung. Bliebe der saarländische Versiche- 
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rungsträger auch nach Verlegung des Wohnsitzes 
eines Rentners vom Saarland in den sonstigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes zuständig, so würden 
sich Schwierigkeiten im Transfer ergeben. Es ist 
daher vorgesehen, auch die Zuständigkeit der Ver- 
sicherungsträger wechseln zu lassen, wenn der 
Wohnsitz verlegt wird. 

Da nach dem Aufbau der Einführungsgesetze zu 
den Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzen im 
Saarland die Rente in Deutscher Mark errechnet und 
dann auf Franken umgestellt wird, hat der Ver- 
sicherungsträger im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ohne Saarland die in Deutscher Mark festgesetzte 
Rente auszuzahlen. Der Versicherungs träger des 
Saarlandes hat zunächst den Rentenzahlbetrag der 
festgestellten Rente in Franken umzurechnen. Dem 
umgerechneten Frankenbetrag ist sodann die Über- 
gangszulage hinzuzufügen. Soweit Bestandsrenten 
noch nicht umgestellt sind, hat sie der Versiche- 
rungsträger des Zuzugsgebietes nach den Vorschrif- 
ten des -bisherigen Rechtsgebietes umzustellen. 

Zu § 5 

Eine Rechtsangleichung auf dem Gebiete der Kran- 
kenversicherung der Rentner kann mit Rücksicht 
auf die Organisation der Sozialversicherung im 
Saarland erst zum Ende der Übergangszeit erfolgen. 

Bis zu diesem Zeitpunkt erscheint es zweckmäßig, 
die Krankenversicherung der Rentner für Personen, 
die ihren Wohnsitz aus dem Saarland in den son- 
stigen Geltungsbereich dieses Gesetzes oder umge- 
kehrt verlegen, nach den Rechtsvorschriften des 
Zuzugsgebietes durchzuführen. Dies ist in § 2 Abs. 1 
dieses Gesetzes besonders zum Ausdruck gebracht 
worden. Es ist aber erforderlich, das Gesetz über 
Krankenversicherung der Rentner in der Weise zu 
modifizieren, wie es in Absatz 1 und Absatz 2 vor- 
gesehen ist. Absatz 1 dient der Klarstellung. 

Es würde dem Sinne dieses Gesetzes widersprechen, 
wenn der Versicherte trotz seines Verzuges aus dem 
Saarland in den übrigen Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes bei der Kasse seines letzten Beschäftigungs- 
ortes im Saarland verbleiben könnte. Es ist deshalb 
erforderlich, die Regelung des § 234 Abs. 1 Satz 2 
letzter Halbsatz RVO auf das Bundesgebiet ohne 
Saarland und das Land Berlin zu beschränken (Ab- 
satz 1 Nr. 2). 

Die Regelungen des Absatzes 1 Nr. 3 bis 5 beruhen 
auf Zweckmäßigkeitsgründen. Sie sind durch die 
unterschiedliche Gesetzgebung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes außerhalb des Saarlandes geboten. 

Absatz 1 Nr. 6 stellt eine Ausnahme von dem 
Grundsatz dar, daß der Rentenversicherungsträger, 
der die Rente gewährt, auch die Beiträge zur Rent- 
nerkrankenversicherung zu zahlen hat. Die vorge- 
sehene Regelung verhindert aber eine Verrechnung 
mit dem saarländischen Rentenversicherungsträger. 
Da es sich voraussichtlich nur um ganz wenige Fälle 
handelt, tritt eine wesentliche Belastung der Ren- 
tenversicherungsträger im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ohne Saarland nicht ein; hierbei ist auch 
zu berücksichtigen, daß die Beiträge zur Rentner- 


krankenversicherung in die Gemeinlast der Renten- 
versicherungsträger fallen. 

§ 234 RVO bestimmt, daß Versicherungspflichtige, 
die weder in die Seekrankenkasse noch in eine be- 
sondere Orts- oder eine Betriebs- oder eine Innungs- 
kasse gehören, Mitglieder der Allgemeinen Orts- 
krankenkasse oder der Landkrankenkasse ihres 
; Erwerbszweiges und Beschäftigungsortes sind. Die 
in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten Versicher- 
ten können auf Antrag bei der Kasse ihres letzten 
Beschäftigungsortes verbleiben. Wer beim Inkraft- 
treten des Rentnerkrankenversicherungsgesetzes für 
den Fall der Krankheit versichert war und zu den 
im § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 der Reichs versidierungs- 
ordnung bezeichneten Versicherten gehört, konnte 
die Mitgliedschaft bei der Kasse beantragen, der er 
während der letzten fünf Jahre vor Stellung des 
Rentenantrages mindestens fünf Wochen angehört 
hat. Ein gleiches Wahlrecht ist daher auch den 
Rentnern und Antragstellern zu gewähren, die aus 
dem Saarland in den sonstigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verziehen (Absatz 2). 

Die Absätze 3 und 4 regeln die Fortsetzung einer 
bestehenden Versicherung im Falle des Verzuges 
eines Rentners oder Rentenantragstellers aus dem 
Saarland in den sonstigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes. 

In Absatz 5 war es erforderlich zu bestimmen, daß 
j Rentner oder Rentenantragsteller, die aus dem Gel- 
’ tungsbereich dieses Gesetzes ohne Saarland in das 
Saarland verziehen, Mitglieder der dortigen .Rent- 
| nerkrankenversicherung werden. 

Das Gesetz über Krankenversicherung der Rentner 
gilt im Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes und 
im Land Berlin nur für Berechtigte und Rentner der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestell- 
ten. 

Eine Regelung der Krankenversicherung der Rent- 
ner der knappschaftlichen Versicherung ist jedoch 
nicht erforderlich. Sowohl im Saarland als auch im 
übrigen Bundesgebiet und im Land Berlin ist ein 
, Rentenbezieher der knappschaftlichen Rentenver- 
: Sicherung auch zugleich krankenversichert. Jedoch 
gilt hinsichtlich der Rentenbewerber unterschied- 
, liches Recht. Im Saarland ist der Rentenbewerber 
vom Zeitpunkt der Antragstellung an krankenver- 
; sichert. Dagegen genießt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ohne Saarland der Rentenbewerber 
grundsätzlich noch nicht den Schutz der gesetzlichen 
t Krankenversicherung. Nach § 2 der Verordnung 
über die Krankenversicherung der Rentner vom 
4. November 1941 beginnt vielmehr die Kranken- 
| Versicherung der Rentner mit dem Tage, an dem 
| der Rentner den Rentenbescheid erhält, frühestens 
mit dem Tage des Rentenbeginns. Die Knappschaf- 
; ten sind jedoch auf Grund des Erlasses des Reichs- 
arbeitsministers vom 22. August 1942 ermächtigt, 

| Leistungen der knappschaftlichen Rentnerkrank en- 
' Versicherung bereits vor der Bescheiderteilung zu 
| gewähren, wenn nach den Umständen des Einzel- 
i falles der Rentenanspruch begründet erscheint. 

| Diese Handhabung, die für alle Rentenbewerber 
1 gilt, hat auch auf Rentenbewerber aus dem Saar- 
| land Anwendung zu finden. 
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Zu §6 

Der Ausschluß einer gegenseitigen Erstattung zwi- 
schen den Versicherungsträgern im Saarland und 
im sonstigen Geltungsbereich dieses Gesetzes be- 
ruht auf Zweckmäßigkeitserwägungen. 

Zu §7 

§ 7 dient der Klarstellung. 


Zu § 8 

i § 8 enthält die Berlin-Klausel. 

Zu §9 

i Es erscheint notwendig, das Gesetz rückwirkend 
| vom 1. Januar 1957 an in Kraft zu setzen und vor- 
| Zusehen, daß bereits anders getroffene Entscheidun- 
; gen aufrechterhalten bleiben. 
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